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1. Einleitung 
Auf internationaler Ebene standen 2005 die Agrarverhand-
lungen der Doha-Runde im Mittelpunkt der Diskussion. 
Nach dem Scheitern von Cancun 2003 sollte ein Scheitern 
des Ministertreffens in Hongkong im Dezember 2005 ver-
mieden werden, und die Erwartungen wurden deshalb 
schon im Vorfeld weit heruntergesetzt. Trotz des recht 
mageren Ergebnisses wird das Ministertreffen nun von 
vielen Beteiligten als Erfolg dargestellt. 
Auf EU-Ebene wurden die Neugestaltung der Politik für 
den ländlichen Raum, die Reform der Zuckermarktordnung 
sowie der Finanzrahmen für den Zeitraum 2007-2013 be-
schlossen. Außerdem wurde der EU-Erweiterungsprozess 
mit der Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit Kroatien 
und der Türkei fortgesetzt. Auf Verwaltungsebene stand die 
Umsetzung der Luxemburger Reformbeschlüsse von 2003 
im Vordergrund. Zusätzlich zur Implementierung der 2003-
Reform wurden in Deutschland die vereinigungsbedingten 
Probleme der Altschulden und der Entschädigung von Be-
troffenen der Bodenreform abschließend geregelt. 
2.  Stand der Agrarverhandlungen in der 
Doha-Runde 
2.1 Entwicklung der Verhandlungen 
Die Agrarverhandlungen im Rahmen der laufenden Doha-
Runde wurden im Jahr 2005 fortgesetzt, aber eine Einigung 
über wesentliche Verhandlungsbereiche wurde noch nicht 
erzielt. Das in der Uruguay-Runde gestärkte Streitschlich-
tungssystem der WTO hat jedoch dazu geführt, zusätzli-
chen Druck auf protektionistische Agrarpolitiken von Mit-
gliedstaaten auszuüben. So haben im Jahr 2005 einige ex-
portorientierte Entwicklungsländer wichtige Streitschlich-
tungsverfahren gegenüber Industrieländern mit einer pro-
tektionistischen Agrarpolitik gewonnen. Bei Zucker ent-
schied ein WTO-Schiedsgericht in zweiter Instanz, dass die 
EU-Exporte von C-Zucker wie auch die Re-Exporte von 
AKP-Zucker auf die festgelegten Obergrenzen für subven-
tionierte Zuckerexporte angerechnet werden müssen und 
bestätigte damit die Ergebnisse eines ersten Schiedsgerichts 
aus 2004 (Brasilien, Thailand und Australien gegen die EU; 
WTO, 2004a, 2005a). Für Baumwolle bestätigte ein WTO-
Schiedsgericht in der zweiten Instanz, dass wesentliche 
Bestandteile der inländischen Stützung in den USA nicht 
WTO-konform seien und damit das Ergebnis eines ersten 
Schiedsgerichts aus 2004 in allen wesentlichen Teilen   
(Brasilien gegen die USA; WTO, 2005b). Für Bananen 
lehnte ein Schiedsgericht 2005 zweimal die jeweils von der 
EU vorgeschlagenen nicht-präferentiellen Drittlandszölle 
für Bananen von erst 230 €/t und dann 187 €/t als zu hoch 
ab (Ecuador, Guatemala, Honduras, Mexiko und die USA 
gegen die EU; WTO, 2005c, d). 
Der ursprüngliche Zeitplan der Doha-Runde sah für die 
Agrarverhandlungen bereits für den März 2003 eine Eini-
gung auf sogenannte „Modalitäten“ vor, in denen konkrete 
Kürzungssätze für Zölle, Exportsubventionen sowie die 
inländische Stützung vereinbart werden sollten. Zu solch 
einer Einigung kam es jedoch nicht, und auch das Ziel, 
lediglich einen „Rahmen für Modalitäten“ zu vereinbaren, 
wurde in Cancun im September 2003 verfehlt. Erst im Au-
gust 2004 wurde dann ein solches Rahmenabkommen 
(WTO, 2004b) mit dem Ziel verabschiedet, auf der Minis-
terkonferenz im Dezember 2005 in Hongkong konkrete 
Modalitäten zu vereinbaren. Auch dieses Ziel wurde nicht 
erreicht. 
Betrachtet man den Verhandlungsverlauf, so blieben die 
Agrarverhandlungen in den letzten Monaten des Jahres 2004 
ohne konkrete Ergebnisse. Die ersten Monate des Jahres 
2005 wurden durch die Verhandlungen über das technische 
Vorgehen bei der Umwandlung von spezifischen Zöllen in 
ad-valorem-Äquivalente (AVE) dominiert. AVE dienen als 
Grundlage für eine Einordnung der einzelnen Zolllinien in 
noch zu definierende Zollbänder, für die allerdings noch 
keine konkreten Zollreduktionen vereinbart wurden. Vor 
diesem Hintergrund ist es erstaunlich, dass diese Verhand-
lungen die ersten Monate des Jahres 2005 bis zur Einigung 
am 4. Mai auf der Mini-Ministerkonferenz in Paris bean-
sprucht haben. Die Einigung machte jedoch den Weg frei 
für Verhandlungen über Modalitäten, die Anfang Juni im 
Landwirtschaftsausschuss der WTO aufgenommen wurden. 
Tim Groser, der Vorsitzende des Landwirtschafts-
ausschusses, war Ende Juli allerdings nur in der Lage, einen 
„Status Report“ (WTO, 2005e) vorzulegen. Auch die   
daran anschließenden intensiven Verhandlungen und die 
neuen Vorschläge für Modalitäten der EU (EUROPEAN 
COMMISSION, 2005a, b), der USA (USTR, 2005) und der 
Gruppe der 20 (G-20, 2005a) im Oktober führten nicht zu 
einer ausreichenden Annäherung der Verhandlungspositio-
nen. Anfang November setzte sich die Einschätzung durch, 
dass der Verhandlungsstand eine Vereinbarung von Moda-
litäten auf der Ministerkonferenz im Dezember in Hong-
kong nicht erlauben würde. Der neue Vorsitzende des 
Landwirtschaftsausschusses, Crawford Falconer, legte am 
21. November einen Bericht vor, der den Verhandlungsstand 
vor Hongkong zusammenfasst (WTO, 2005f), verzichtete 
jedoch aufgrund der Divergenzen explizit auf einen Vor-
schlag für Modalitäten. In den vor der Ministerkonferenz in 
Hongkong verbleibenden Wochen reduzierten sich die Ver-
handlungen auf Überlegungen, das Erreichte „einzufrieren“ 
und einige aus Entwicklungsländerperspektive relevante 
Themen wie die Sektorinitiative für Baumwolle und den 
zollfreien Marktzugang für die am wenigsten entwickelten 
Länder (Least Developed Countries – LDC) vorzuziehen. 
Am 18. Dezember kam es dann bei der Ministerkonferenz 
von Hongkong im Agrarbereich zu einer Einigung (WTO, 
2005g), die allerdings nur wenig über das Rahmenabkom-
men von 2004 hinausgeht. Der Weg zu den angestrebten 
Modalitäten ist noch weit, und das in der Ministererklärung 
genannte Ziel, diesen bis Ende April 2006 zurückzulegen, 
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lungsverlaufs sehr ehrgeizig. Die Ende Juni 2007 auslau-
fende fast-track authority der US-Regierung, die die Ein-
flussnahme des Kongresses auf den Abschluss von Han-
delsabkommen auf Annahme oder Ablehnung des Gesamt-
pakets beschränkt, übt allerdings einen gewissen Zeitdruck 
auf die Verhandlungen aus. Vor dem Hintergrund des für 
die Erstellung, Einsicht und Diskussion der Länderlisten 
notwendigen Zeitraums erscheint eine Einigung auf Moda-
litäten bis zum Sommer 2006 unerlässlich, wenn ein Ab-
schluss der Verhandlungsrunde bis Mitte 2007 erreicht 
werden soll. Die Doha-Runde hätte dann weniger als sechs 
Jahre gedauert und wäre damit deutlich zügiger abgeschlos-
sen als die über acht Jahre andauernde Uruguay-Runde. 
Die Doha-Runde unterscheidet sich von der Uruguay-Runde 
darin, dass eine Einigung in Schritten, die jeweils vertraglich 
festgelegt werden, erfolgt (Rahmenabkommen für Modalitä-
ten Juli 2004, Ministererklärung von Hongkong Dezember 
2005). In der Uruguay-Runde waren die Modalitäten der 
einzige Schritt vor der Festlegung der Länderlisten, die das 
Verhandlungsergebnis für das jeweilige Land festhalten. 
Offensichtlich hat sich die Komplexität der Verhandlungen 
deutlich erhöht, so dass eine Einigung in einem Schritt ohne 
vorhergehende Einschränkung von Optionen nicht mehr 
praktikabel erscheint. Wesentlich zu der gestiegenen Kom-
plexität der Verhandlungen trägt die aktive Teilnahme von 
Entwicklungsländern in verschiedenen Gruppen wie der   
G-20, der Gruppe der 90 u.a. bei, während die Uruguay-
Runde noch wesentlich durch bilaterale Verhandlungen zwi-
schen den USA und der EU geprägt wurde. 
In den folgenden Abschnitten werden die agrarrelevanten 
Bestandteile der Ministererklärung von Hongkong vor dem 
Hintergrund des Rahmenabkommens für Modalitäten und 
der Verhandlungspositionen einiger wichtiger Verhandlungs-
parteien dargestellt. 
2.2 Abbau der inländischen Stützung 
Die Ministererklärung von Hongkong geht im Bereich der 
inländischen Stützung nur wenig über das Rahmenabkom-
men hinaus. Eine gestaffelte Kürzung der gesamten han-
delsverzerrenden Stützung, zu der das aggregierte Stüt-
zungsmaß (AMS), die de-minimis-Regelung und die Blue 
Box gehören, sowie eine gestaffelte Kürzung des AMS 
waren schon im Rahmenabkommen vorgesehen. Die Minis-
tererklärung konkretisiert die Staffelung, indem sie für 
beide Kürzungen jeweils drei Bänder vorsieht. Die Bänder 
sollen entsprechend der absoluten Höhe der jeweiligen 
inländischen Stützung so definiert werden, dass die EU in 
das höchste Band, die USA und Japan in das zweite Band 
sowie alle anderen Länder in das niedrigste Band fallen. 
Diese Definition führt dazu, dass einige kleine Länder mit 
einem hohen relativen Niveau inländischer Stützung wie 
Norwegen oder die Schweiz diese nur wenig reduzieren 
müssen. Laut Ministererklärung sollen diese Länder einen 
„additional effort in AMS reduction“ unternehmen. Keiner-
lei Festlegung gibt es zur Höhe der Reduktionssätze, wäh-
rend die Vorschläge erheblich variieren. So liegen etwa die 
Vorschläge zur Reduktion der gesamten handelsverzerren-
den Stützung im niedrigsten Band zwischen 31 % und 70 % 
und im höchsten Band zwischen 70 % und 80 %. Ebenfalls 
offen ist bisher die Umsetzung der im Rahmenabkommen 
vorgesehenen produktspezifischen Begrenzung der inländi-
schen Stützung. 
Die Ministererklärung lässt auch die Zukunft der Blue Box 
weiter offen. Über das Rahmenabkommen hinausgehend, 
fordern die USA für diese Box eine Obergrenze von 2,5 % 
des landwirtschaftlichen Produktionswerts, während die EU 
eine Beibehaltung der im Rahmenabkommen vorgesehenen 
Obergrenze von 5  % vorschlägt. Jedoch sollen nach EU-
Vorstellungen schärfere Kriterien hinsichtlich der Han-
delswirksamkeit der in der Blue Box enthaltenen Zahlungen 
gelten. Dieser Vorschlag zielt vor allem auf die antizykli-
schen Zahlungen der USA. Ebenfalls offen ist weiterhin die 
Frage, in welchem Ausmaß die de-minimis-Ausnahme 
reduziert werden soll, und die Vorschläge schwanken zwi-
schen 50  % und 80  %. Für Entwicklungsländer, die kein 
AMS gebunden haben, sieht die Ministererklärung vor, dass 
sie weder ihre de-minimis-Stützung noch ihre gesamte 
handelsverzerrende Stützung reduzieren müssen. 
In Bezug auf die Green Box geht die Ministererklärung 
nicht über das Rahmenabkommen hinaus und sieht ledig-
lich eine allgemeine Prüfung der Kriterien vor, um eine 
möglichst geringe Handelsverzerrung der Green-Box-
Maßnahmen zu gewährleisten. Insbesondere Entwicklungs-
länder sind besorgt, dass Industrieländer ihre inländische 
Stützung in die Green Box verlagern, die gegenwärtigen 
Kriterien sowie deren Überwachung jedoch nicht ausrei-
chend für die Sicherstellung einer geringen Handelsverzer-
rung sind. Die G-20 (2005b) hat deshalb einen Vorschlag 
zur Überarbeitung der Green-Box-Kriterien gemacht, wäh-
rend eine solche Überarbeitung von den USA in ihrem 
Oktober-Vorschlag abgelehnt wird.  
Für die EU dürfte die Erfüllung potentieller Auflagen im 
Bereich der inländischen Stützung aufgrund der weitgehen-
den Entkopplung der Direktzahlungen im Rahmen der   
Luxemburger-Reform von 2003 wenig problematisch sein. 
2.3 Abbau der Exportförderung 
Die grundsätzliche Abschaffung von Exportsubventionen 
war schon im Rahmenabkommen vorgesehen – allerdings 
ohne eine konkrete zeitliche Perspektive. Die Ministererklä-
rung sieht nun vor, dass Exportsubventionen bis Ende 2013 
vollständig abgeschafft werden. Um dieses Datum wurde 
intensiv gerungen, obwohl Exportsubventionen im Ver-
gleich zu anderen protektionistischen Instrumenten inzwi-
schen eine relativ geringe Bedeutung haben. So betrugen 
die weltweiten Ausgaben für Exportsubventionen im Jahr 
2002 3,1 Mrd. US$ und damit nur noch etwa 13  % der 
Ausgaben im Vergleich zur Basisperiode der Uruguay-
Runde (1986-90). Die Bedeutung, die das Datum für die 
Abschaffung der Exportsubventionen in den Verhandlun-
gen in der Doha-Runde und zuletzt in Hongkong hatte, 
erscheint deshalb überzogen und vor allem auf seinen Sym-
bolcharakter zurückzuführen. Offen ist weiterhin der Zeit-
plan für den Abbau der Exportsubventionen bis zu ihrer 
endgültigen Abschaffung, und die Ministererklärung be-
schränkt sich auf die Aussage, dass ein „substantieller Teil“ 
des Abbaus in der ersten Hälfte der Implementierungsphase 
geschehen soll. 
Die Forderung der EU, andere Formen der staatlichen Ex-
portförderung wie die Subventionierung von Exportkredi-
ten, handelsverzerrende Aktivitäten von Staatshandelsun-
ternehmen und die Bereitstellung von Nahrungsmittelhilfe 
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Ministererklärung gefunden. Allerdings sind die betreffen-
den Vereinbarungen bisher wenig konkret. 
2.4 Verbesserung des Marktzugangs 
Auch im Bereich des Marktzugangs geht die Ministererklä-
rung von Hongkong kaum über das Rahmenabkommen 
hinaus. Zusätzlich zu dem schon im Rahmenabkommen 
vorgesehenen Prinzip eines gestaffelten Abbaus der gebun-
denen Zölle wurde vereinbart, dass Zölle in vier verschie-
dene Zollbänder eingeteilt werden sollen. Allerdings wur-
den weder die Grenzen für diese Zollbänder noch die jewei-
ligen Abbauraten festgelegt. Die Verhandlungspositionen 
differieren insbesondere in Bezug auf die Zollabbauraten 
erheblich. So sieht z.B. der Vorschlag der EU vor, Zölle mit 
einem AVE zwischen 60 % und 90 % um 50 % zu reduzie-
ren. Die USA fordern für Zölle in dieser Größenordnung 
einen Abbau zwischen 85 % und 90 % und die G-20 zwi-
schen 65 % und 75 %. Voraussichtlich wird sich im Bereich 
des Marktzugangs der stärkste Druck auf die EU-Agrar-
politik ergeben.  
Wesentliche Verhandlungskomponenten im Bereich des 
Marktzugangs bleiben in der Ministererklärung völlig offen. 
So wird eine eventuelle Höchstgrenze für Zölle, wie sie von 
der G-20 und der EU mit 100 % und den USA mit 75 % 
gefordert, aber z.B. von Japan abgelehnt wird, nicht er-
wähnt. Ebenfalls keine über das Rahmenabkommen hinaus-
gehenden Vereinbarungen gibt es zur Kategorie der sensib-
len Produkte. Sie sollen laut Rahmenabkommen von den 
allgemein definierten Abbauverpflichtungen ausgenommen 
werden; allerdings muss für diese Produkte eine „substan-
tielle Verbesserung“ des Marktzugangs durch eine „Kom-
bination von Zollkontingentanpassungen und Zollreduktio-
nen“ erreicht werden. Die EU hat einen detaillierten Vor-
schlag vorgelegt, in dem die Höhe der Zollkontingente von 
der jeweiligen Abweichung von der allgemeinen Zollab-
baurate abhängen soll. Außerdem will die EU die Zollkon-
tingentausweitung relativ zu den bestehenden Importen 
definieren, was bei nur geringen Importen auf hochprotek-
tionierten Märkten kaum zu einem „substantiell verbesser-
ten“ Marktzugang beitragen würde. Die G-20 hingegen 
schlägt vor, die Zollkontingentsausweitung wie in der   
Uruguay-Runde als Anteil am inländischen Marktvolumen 
zu definieren.  
Keinerlei Annäherung gibt es bisher bei der Frage, welcher 
Anteil von Produkten als sensibel deklariert werden darf; 
Vorschläge variieren zwischen 1  % der Zolllinien (USA,   
G-20) über 8 % (EU) bis zu 15 % (Japan). Das Prinzip der 
sensiblen Produkte steht im Gegensatz zu dem Ziel einer 
Vereinheitlichung der Zollsätze, welches dem Prinzip eines 
gestaffelten Zollabbaus zugrunde liegt. Es werden insbe-
sondere die hochprotektionierten Produkte sein, die als 
„sensibel“ deklariert und somit zum Fortbestehen von Zoll-
spitzen und den damit verbundenen Handelsverzerrungen 
beitragen werden. Berücksichtigt man weiterhin, dass inter-
nationaler Handel häufig auf bestimmte Zolllinien konzen-
triert ist und somit schon ein geringer Anteil von Zolllinien 
einen großen Teil des bestehenden oder potentiellen Han-
dels abdecken kann, so kann ein Anteil sensibler Produkte 
von 1 % durchaus hoch sein. 
Ebenfalls ungeklärt ist die Fortführung der Speziellen 
Schutzklausel (SSG), die z.B. für einige Produkte in der EU 
eine nicht unerhebliche Protektion gewährt. So erlaubt die 
SSG die regelmäßige Erhebung eines Zusatzzolls für Zu-
cker, der etwa 40 % des Weltmarktpreises entspricht. Die 
EU fordert daher die Beibehaltung der SSG für ausgewählte 
Produkte, während sich einige andere WTO-Mitglieder für 
deren Abschaffung aussprechen. Andere noch zu verhan-
delnde Themen sind die Vereinfachung der Zollstruktur, 
der Umgang mit dem Phänomen der Zolleskalation, der 
Abbau der Zollsätze innerhalb von Zollkontingenten und 
die Ausdehnung sowie verbesserte Verwaltung dieser Zoll-
kontingente, die Kriterien für die Kategorie der speziellen 
Produkte für Entwicklungsländer und die Ausgestaltung 
einer speziellen Schutzklausel für Entwicklungsländer. 
2.5 Baumwollinitiative und Marktzugang für Least 
Developed Countries 
Hintergrund der herausgehobenen Position von Baumwolle 
in der Doha-Runde ist die Tatsache, dass einige westafrika-
nische LDC wettbewerbsfähige Exporteure von Baumwolle 
sind, allerdings aufgrund der Subventionierung des Baum-
wollanbaus vor allem in den USA und der damit verbunde-
nen Weltmarktpreisverzerrung Einbußen bei Marktanteilen 
und Exporterlösen haben. Schon im Rahmenabkommen 
wurde vereinbart, die Situation mit einer Sektorinitiative 
„ehrgeizig, schnell und spezifisch“ zu verbessern. In der 
Ministererklärung wurde nun festgelegt, dass alle Export-
subventionen für Baumwolle spätestens bis Ende 2006 
abgeschafft werden und alle LDC ab dem Beginn des Im-
plementierungszeitraums der Doha-Runde zoll- und quoten-
freien Zugang zu den Baumwollmärkten der Industrieländer 
erhalten. Damit ist allerdings nicht das Hauptanliegen der 
betroffenen Entwicklungsländer befriedigt, denn der größte 
Teil der Weltmarktpreisverzerrungen resultiert aus der 
inländischen Stützung in Industrieländern. Die westafrika-
nischen Baumwollexporteure forderten deshalb ursprüng-
lich auch einen vollständigen Abbau der handelsverzerren-
den inländischen Stützung bis 2009. Hierzu waren jedoch 
die USA nicht bereit, und die Ministererklärung sieht jetzt 
lediglich vor, dass der Abbau der inländischen Stützung 
stärker und schneller erfolgen soll als für andere Produkte. 
Schließlich ist in der Ministererklärung von Hongkong 
festgelegt, dass die Industrieländer den LDC mindestens für 
97 % der Zolllinien ab 2008 zoll- und quotenfreien Markt-
zugang gewähren. Dieser Beschluss bleibt deutlich hinter 
der Everything-But-Arms-Initiative der EU (EBA) zurück, 
nach der, zumindest nach einer Übergangsphase, freier 
Marktzugang für alle Produkte gewährt wird. Bei den häu-
fig auf wenige Zolllinien spezialisierten Exporten vieler 
LDC können die 3 % vom freien Marktzugang ausgenom-
menen Zolllinien einen erheblichen Anteil an den heutigen 
oder potentiellen Exporten der LDC ausmachen. 
3.  Entwicklungen in der Gemeinsamen  
Agrarpolitik der EU 
Das Jahr 2005 in der Agrarpolitik der EU war gekennzeich-
net durch weitere Schritte der Umsetzung der Luxemburger 
Reform. Außerdem wurden neue Beschlüsse zur Reform 
der 2.  Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), zur 
Reform der Zuckermarktordnung und zur Finanzierung der 
Gemeinschaftspolitiken im Zeitraum 2007-2013 gefasst. 
Weiterhin wurden Beschlüsse zur Fortsetzung des Erweite-
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fachung der GAP diskutiert. Die Diskussionen und Be-
schlüsse zeigen, dass der Reformprozess der EU-Agrar-
politik mit den Luxemburger Beschlüssen keineswegs ab-
geschlossen ist. 
3.1 Politik für ländliche Räume 
Die Europäischen Kommission hatte im Juli des vergange-
nen Jahres mit dem Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates über die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2004a) den Reform-
prozess für die 2. Säule der GAP begonnen, der in diesem 
Jahr seinen vorläufigen Abschluss fand. Nach einem um-
fassenden Diskussionsprozess in und zwischen den Mit-
gliedstaaten verabschiedete der Rat der Europäischen Union 
im Juni 2005 einen Kompromisstext (RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION, 2005a), und im September 2005 wurde die 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates über die Förde-
rung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER) erlassen (RAT DER EUROPÄI-
SCHEN UNION, 2005b). 
Der Kompromissvorschlag enthält Änderungen des Ver-
ordnungsentwurfs, die sowohl die Ausgestaltung einzelner 
Maßnahmen, die Begleitung und Bewertung als auch Haus-
halt und Finanzierung betreffen. Zu begrüßen ist, dass der 
Prozess der Begleitung nationaler Strategien für den ländli-
chen Raum entgegen dem ursprünglichen Vorschlag der 
Kommission vereinfacht worden ist. Zusammenfassende 
Berichte der Mitgliedstaaten sind nur alle zwei Jahre – erst-
mals 2010 und letztmalig 2014 – und nicht, wie zunächst 
geplant, jährlich vorzulegen. Im Rahmen der Begleitung 
und Bewertung der Umsetzung der Entwicklungsprogram-
me für den ländlichen Raum bleibt es jedoch bei jährlichen 
Zwischenberichten.  
Die für die einzelnen Schwerpunkte vorgesehenen Mindest-
anteile an den ELER-Mitteln wurden für den 1. Schwer-
punkt (Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit in der Land- 
und Forstwirtschaft) und den 3. Schwerpunkt (Lebensquali-
tät im ländlichen Raum und Diversifizierung) herabgesetzt. 
Hier sind jetzt, statt wie geplant 15 %, nur jeweils mindes-
tens 10  % der Mittel vorzusehen. Für den Schwerpunkt 
Leader ist nun der Mindestanteil 5 % statt 7 %, wobei diese 
Mittel innerhalb der Maßnahmen der Schwerpunkte 1 bis 3 
für Leader-Aktionen einzusetzen sind. Auf die ursprünglich 
vorgesehene Leader-Reserve wurde verzichtet. Damit hat 
sich für die Mitgliedstaaten die Flexibilität ihrer Pro-
grammplanung in Vergleich zum Kommissionsvorschlag 
erhöht: Statt über 45 % der ELER-Mittel kann jetzt über 
55 % frei nach den Anforderungen in den jeweiligen ländli-
chen Räumen verfügt werden. 
Auch für einzelne Maßnahmen wurden flexiblere Förder-
möglichkeiten geschaffen. So wurde im Schwerpunkt 1 bei 
der Förderung von Investitionen zur Erhöhung der Wert-
schöpfung bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Verarbei-
tung und Vermarktung, neue Produkte, Verfahren und 
Technologien) die Möglichkeit der Höchstförderung auf die 
mittelgroßen Betriebe ausgeweitet. Damit können jetzt auch 
Unternehmen mit bis zu 249 Beschäftigten und einem Jah-
resumsatz von höchstens 50 Mio. € in die Höchstförderung 
einbezogen werden, was zumindest in einigen Regionen der 
EU von Bedeutung sein dürfte (z.B. Ostdeutschland) (vgl. 
EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2003). Für forstwirtschaftliche 
Erzeugnisse bleibt die Förderung auf Kleinstbetriebe be-
schränkt (weniger als 10  Beschäftigte, Jahresumsatz bis 
2 Mio. €). 
Nicht einigen konnte man sich auf eine Neuorientierung bei 
der Förderung der benachteiligten Gebiete, insbesondere 
zur Ausweisung dieser Gebiete. Daher bleiben die entspre-
chenden Bestimmungen der alten Verordnung (EG) Nr. 
1257/99 zunächst bis Ende 2009 gültig. Wenn bis 01. Janu-
ar 2010 ein entsprechender Rechtsakt des Rates angenom-
men worden ist, wird diese Gültigkeit aufgehoben und 
durch die vereinbarten neuen Regelungen ersetzt. 
Die größten Probleme gab es bei der Festlegung der Haus-
haltsmittel für den ELER und der Aufteilung dieser Mittel. 
Hintergrund war die fehlende Einigung über die finanzielle 
Vorausschau für 2007 bis 2013. Im ELER-Beschluss wurde 
zunächst noch an den bereits im Verordnungsvorschlag 
genannten 88,75  Mrd.  € für 2007 bis 2013 festgehalten, 
ergänzt um die Formulierung: „Diese Beträge werden über-
prüft, wenn sie nicht mit der Finanziellen Vorausschau für 
den Zeitraum 2007 bis 2013 in Einklang stehen. Die Mittel 
werden von der Haushaltsbehörde innerhalb der in der 
Finanziellen Vorausschau gesetzten Grenzen bewilligt“ 
(RAT DER EUROPÄISCHEN  UNION, 2005a: 8). Im Verord-
nungstext wurde dann aber aus juristischen Gründen auf 
Angaben zu den Haushaltsmitteln verzichtet. Stattdessen 
wurde eine „Absichtserklärung“ von Kommission und Mit-
gliedstaaten verabschiedet, wonach sich die Mittel für den 
ELER auf die Summe von 88,75 Mrd. € belaufen würden. 
Deutschland und Schweden schlossen sich dieser Erklärung 
nicht an (AGRA-EUROPE, 2005a). Somit nimmt Art. 69 der 
Verordnung, der die Fondsausstattung für den ELER, die 
jährliche Aufteilung dieser Mittel und die vorgesehenen 
Mindestbeträge für die Konvergenzregionen bestimmt, 
lediglich Bezug auf die Beschlüsse im Rahmen der Finan-
ziellen Vorausschau.  
Mit der neuen ELER-Verordnung besteht also zunächst ein 
rechtlicher Rahmen für die 2. Säule der GAP für den För-
derzeitraum 2007-2013. Einige Kritikpunkte konnten im 
Gesetzgebungsverfahren entschärft werden, andere sind 
nach wie vor nicht gelöst. An dem ursprünglichen Entwurf 
wurde kritisiert, dass dieser noch nicht einer zielgerichteten 
und an Prioritäten orientierten Politik für ländliche Räume 
entspricht; diese Kritik gilt nach wie vor. Ebenso bleibt die 
nicht genügende Ausrichtung am Prinzip der Subsidiarität 
und das Problem der Allokationsverzerrungen durch die 
Kofinanzierung zu kritisieren (vgl. GRETHE et al., 2005).  
Ein besonderer Punkt ist die Kohärenz und Konformität der 
Politik für ländliche Räume mit den wichtigsten EU-
Prioritäten (Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung, Nachhaltigkeitsziele von Göteborg) sowie die Ver-
netzung dieses Politikbereichs mit anderen Gemeinschafts-
politiken. Hierzu sollen die nach der ELER-Verordnung 
einzuführenden strategischen Leitlinien der Gemeinschaft 
für den ländlichen Raum und die nationalen Strategiepläne 
der Mitgliedstaaten dienen. Die Leitlinien sollen nach den 
Vorstellungen der Europäischen Kommission diese Politik-
integration leisten und die Grundlage für die nationalen 
Strategiepläne sowie für die Entwicklungspläne für den 
ländlichen Raum bilden. Die Europäische Kommission hat 
im Juli 2005 einen Beschlussvorschlag über diese strategi-
schen Leitlinien unterbreitet (EUROPÄISCHE  KOMMISSION, 
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Leitlinien vorgeschlagen, die Prioritäten im Sinne der ein-
zusetzenden Mittel und der durchzuführenden Maßnahmen 
setzen sollen. Die Inhalte der ersten vier Leitlinien entspre-
chen weitgehend den bereits in der ELER-Verordnung 
genannten Zielen und Schwerpunkten; die beiden letzten 
Leitlinien versuchen, die Anforderungen an die Umsetzung 
in ländliche Entwicklungsprogramme sowie die Verknüp-
fung mit den anderen Gemeinschaftspolitiken der EU zu 
untermauern.  
In Bezug auf den 1. Schwerpunkt der ELER-Verordnung 
(Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit in der Agrar- und 
Forstwirtschaft) werden in der entsprechenden 1. Leitlinie 
als Priorität der Wissenstransfer und Innovationen in der 
Lebensmittelkette und vorrangige Sektoren für Investitio-
nen in Sach- und Humankapital betont. Eine entsprechende 
Analogie gibt es in Bezug auf den 2. und 3. Schwerpunkt 
sowie LEADER im Rahmen der ELER-Verordnung. Nach 
der 5. Leitlinie sollen bei der Umsetzung der EU-Prioritäten 
in ländliche Entwicklungsprogramme größtmögliche Sy-
nergien zwischen und innerhalb der Schwerpunkte erreicht 
und Widersprüche vermieden werden. Schließlich soll nach 
der 6.  Leitlinie eine bessere Komplementarität zwischen 
den Gemeinschaftsinstrumenten durch Synergieeffekte 
zwischen der Strukturpolitik, der Beschäftigungspolitik und 
der Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums erreicht 
werden. Hier sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, in den 
nationalen Strategieplänen diese Komplementarität bei den 
aus den unterschiedlichen Fonds finanzierten Maßnahmen 
(Europäischer Fonds für Regionalentwicklung, Kohäsions-
fonds, Europäischer Sozialfonds, Europäischer Fischerei-
fonds und ELER) in den verschiedenen geografischen Ge-
bieten und politischen Tätigkeitsfeldern zu sichern. 
Angesichts der Proliferation blumiger Zieldeklarationen auf 
europäischer Ebene fällt es zunehmend schwerer, diese als 
Grundlage für konkrete Politikgestaltung ernst zu nehmen. 
Im konkreten Fall kann man sich des Eindrucks nur schwer 
erwehren, dass hier das „Pferd offensichtlich von hinten“ 
aufgezäumt wird (AGRA-EUROPE, 2005b). Zuerst wird eine 
ELER-Verordnung erlassen, die bereits konkrete Maßnah-
men zur Förderung der ländlichen Entwicklung wie etwa 
das Agrarinvestitionsprogramm und die Ausgleichzulage 
beinhaltet, und danach werden Leitlinien, an denen sich die 
auf eben dieser ELER-Verordnung basierenden nationalen 
Entwicklungsprogramme für den ländlichen Raum orientie-
ren sollen, entworfen. Ob die strategischen Leitlinien und 
die nationalen Strategiepläne der Entwicklung einer inte-
grierten Politik für den ländlichen Raum wirklich neue 
Impulse verleihen können, ist zu bezweifeln. 
3.2 Reform der Zuckermarktordnung 
Am 24. November einigte sich der Agrarministerrat der EU 
auf eine grundlegende Reform der Zuckermarktordnung 
(EUROPEAN  COMMISSION, 2005c). Voraus gingen diesem 
Beschluss kontroverse Diskussionen zwischen den Mit-
gliedstaaten auf der Basis von zwei Kommissionsvorschlä-
gen im Juli 2004 (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2004b) und 
im Juni 2005 (EUROPÄISCHE  KOMMISSION, 2005b). Die 
Verhandlungen über eine Reform der Zuckermarktordnung 
verliefen vor dem Hintergrund eines zunehmenden interna-
tionalen Drucks, der die Reformbereitschaft der EU-Mit-
gliedstaaten sicher gefördert hat. Zu dem aus den Zucker-
importen aus den LDC im Rahmen der EBA-Intitiative 
resultierendem Reformdruck kamen im Laufe des Jahres 
2004 zwei weitere Faktoren hinzu. Zum einen war dies die 
Zustimmung der EU zu einer Abschaffung der Exportsub-
ventionen, deren Enddatum inzwischen in Hongkong auf 
2013 festgelegt wurde. Damit entfallen langfristig Export-
möglichkeiten für 1,3 Mio. t Zucker, deren subventionierter 
Export heute noch WTO-konform ist. Der zweite Faktor 
war das von Thailand, Brasilien und Australien gegen die 
EU gewonnene WTO-Streitschlichtungsverfahren, in dem 
festgestellt wurde, dass sowohl die Re-Exporte von Zucker 
aus den AKP-Ländern wie auch der Export von C-Zucker 
ab dem 22. Mai 2006 vollständig auf die gebundenen Ex-
portsubventionsmengen angerechnet werden müssen. Damit 
reduzieren sich die Exportmöglichkeiten für die EU weiter 
um ca. 4 Mio. t. Es entfällt somit für die EU langfristig jede 
Möglichkeit eines subventionierten Zuckerexports. Im 
Ergebnis muss die EU ihre inländische Produktion deutlich 
verringern und hierfür stehen vor allem zwei Instrumente 
zur Verfügung: Preissenkungen und Quotenkürzungen. 
Neben einer Vielzahl von Detailänderungen hat sich im 
Verhandlungsverlauf eine wesentliche Änderung gegenüber 
dem ersten Kommissionsvorschlag im Juli 2004 ergeben: 
Gegenüber dem ursprünglichen Vorschlag einer Zucker-
preissenkung um 33 % und einer Quotenkürzung um 16 % 
wurde in dem zweiten Kommissionsvorschlag im Juni 2005 
und dann auch im Beschluss des Ministerrats im November 
2005 auf eine Quotenkürzung verzichtet. Stattdessen sollen 
während einer Übergangsphase im Rahmen eines „Um-
strukturierungsfonds“ Quoten aus dem Markt herausgekauft 
werden, um die erforderliche Mengenreduktion zu errei-
chen. Die Zuckerwirtschaft hatte ein solches Modell gefor-
dert, da es für sie natürlich vorteilhafter als eine Quoten-
kürzung ist. Auch die Europäische Kommission hat dieses 
Modell favorisiert, da es die Möglichkeit einer deutlichen 
Preissenkung bei einer geringen Haushaltsbelastung ermög-
licht. Letztendlich finanziert wird der Umstrukturierungs-
fonds von den Konsumenten und nicht aus dem EU-
Haushalt. Im folgenden werden die Kernelemente der Re-
form der Zuckermarktordnung kurz dargestellt (AGRA IN-
FORMA, 2005). 
So soll das Interventionspreissystem abgeschafft und durch 
ein Referenzpreissystem ersetzt werden. Beginnend mit 
dem Wirtschaftsjahr 2006/07 soll der Referenzpreis, ausge-
hend von dem alten Interventionspreisniveau, über einen 
Zeitraum von vier Jahren um 36  % für Weißzucker und 
39,5 % für Rüben gesenkt werden. Das Interventionssystem 
soll zwar für eine Übergangsphase als Sicherheitsnetz 
erhalten bleiben, allerdings nur auf einem Niveau von 80 % 
des Referenzpreises. Zur Preisstabilisierung auf der Höhe 
des Referenzpreises soll zukünftig ein System von privaten 
Lagerbeihilfen eingerichtet werden. A- und B-Quote sollen 
zu einer einheitlichen Quote von 17,44 Mio. t zusammenge-
fasst werden. Zusätzlich sollen Unternehmen in den Län-
dern, die heute C-Zucker produzieren, eine Quote von ins-
gesamt 1 Mio. t erwerben können. Landwirte sollen für die 
Preiskürzungen durch Direktzahlungen in Höhe von 64,2 % 
der projizierten Erlösminderung kompensiert werden. Zu-
sätzlich gibt es für viele Länder weitere Kompensations-
möglichkeiten, die teilweise aus dem Budget der GAP, 
teilweise aber auch aus den nationalen Agrarbudgets finan-
ziert werden sollen. Solche Kompensationsmöglichkeiten 
wurden überwiegend in der Endphase der Verhandlungen Agrarwirtschaft 55 (2006), Heft 1 
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beschlossen, um die Zustimmung einer genügenden Anzahl 
von Mitgliedstaaten zu erreichen. 
Um die notwendige Mengenreduktion zu erreichen, soll ein 
sogenannter Umstrukturierungsfonds eingerichtet werden, 
dessen Gesamtvolumen auf ca. 5,7 Mrd. € geschätzt wird. 
Dieser Fonds soll aus einer auf drei Jahre limitierten von 
den Zuckerherstellern zu zahlenden Abgabe finanziert wer-
den, die sich aus einer verzögerten Absenkung des Refe-
renzpreises für Zucker im Vergleich zum Mindestpreis für 
Zuckerrüben ergibt; der Umstrukturierungsfonds ist somit 
konsumentenfinanziert. Für die Zuckerfabriken besteht die 
Möglichkeit, über einen Zeitraum von vier Wirtschaftsjah-
ren hinweg ihre Produktion gegen die einmalige Gewäh-
rung einer Zahlung zu reduzieren oder ganz einzustellen. 
Diese Zahlung beträgt bei einer Reduktion der Produktion 
in den Wirtschaftsjahren 2006/07 oder 2007/08 einmalig 
730 €/t und fällt bei einer Reduktion in den zwei darauffol-
genden Wirtschaftsjahren geringer aus. Ab dem Wirt-
schaftsjahr 2009/10 soll keine Umstrukturierungshilfe mehr 
gewährt werden. Dieses System etabliert einen Anreiz, 
möglichst früh aus der Zuckerproduktion auszusteigen. 
Eine solche für die Aufgabe der Quote gewährte Zahlung 
war auch schon in dem Kommissionsvorschlag von 2004 
vorgesehen, allerdings auf dem deutlich niedrigeren Niveau 
von 250 €/t. Offensichtlich fällt das wirtschaftliche Ergeb-
nis der Reform für die europäische Zuckerwirtschaft nach 
dem Ratsbeschluss deutlich besser aus als bei dem ur-
sprünglichen Kommissionsentwurf. Es ist eine offene Fra-
ge, ob die Einmalzahlung von 730 €/t ausreicht, die Unter-
nehmen dazu zu bewegen, ihre Zuckerproduktion soweit zu 
reduzieren, dass die neuen WTO-Verpflichtungen erfüllt 
werden können. Der Ministerratsbeschluss sieht deshalb 
vor, dass die Kommission bei Bedarf auf das Instrument der 
Quotenkürzung zurückgreifen kann. 
Die Zuckermarktreform wird zunächst zu einer Kompensa-
tion der Preisabsenkung von 64,2 % und damit verbunde-
nen Einkommenswirkungen führen. Darüber hinaus sind in 
Deutschland langfristig weitere Verteilungswirkungen zu 
erwarten, die über die Zuckerproduzenten hinausgehen. 
Dies liegt vor allem an der vorgesehenen Einbeziehung der 
für Zuckerrüben zu gewährenden Direktzahlungen in das 
Kombimodell, nach dem die entkoppelten Direktzahlungen 
in einem Bundesland in eine einheitliche Betriebsprämie 
pro ha münden. Somit werden auch die Direktzahlungen 
aus der Zuckermarktreform langfristig gleichmäßig auf die 
Fläche jeweils eines Bundeslands verteilt. 
In Bezug auf diejenigen AKP-Länder, die dem Zuckerpro-
tokoll unterliegen, ist geplant, sie mit 40 Mio. € für ihren 
Exporterlösausfall zu kompensieren, was allerdings nur 
einem geringen Bruchteil des voraussichtlichen Verlustes 
entspricht. Gleichzeitig hat die EU-Kommission die Ab-
sicht geäußert, zusätzliche Anpassungsbeihilfen zu gewäh-
ren. Für die Importe aus den LDC ist ab dem Wirtschafts-
jahr 2009/10 vorgesehen, bei einem über 25 % hinausgehen-
den jährlichen Anstieg der Exporte eines LDC in die EU zu 
prüfen, ob Markteintrittsbarrieren errichtet werden sollen. 
Von der EU-Kommission wird hervorgehoben, dass die 
Reform der Zuckermarktordnung ausgabenneutral sei. Dies 
wird vor allem durch die Ausgliederung des Umstrukturie-
rungsfonds und damit auch der mit seiner Bilanz verbunde-
nen Unsicherheiten aus dem EU-Agrarhaushalt erreicht. Es 
verbleiben somit für eine budgetäre Bewertung der Reform 
die aus den Direktzahlungen entstehenden Ausgaben und 
die Einsparungen bei den Exportsubventionen. Nicht be-
rücksichtigt in dem Konzept der Ausgabenneutralität sind 
allerdings die Haushaltswirkungen auf der Einnahmeseite: 
Der zu erwartende Rückgang bei der Produktionsabgabe 
wird sich hier negativ auswirken, so dass die Reform insge-
samt zu einer Haushaltsbelastung führen wird. 
Obwohl die Kernelemente der Reform am 24. November 
2005 beschlossen wurden, gibt es noch Unklarheiten über 
Details, und es sind noch keine Entwürfe für die Verord-
nungstexte verfügbar. Als nächster Schritt vorgesehen ist 
eine Anhörung des Europäischen Parlaments am 17. Januar 
2006. Daran anschließend können im Februar 2006 Geset-
zestexte im Ministerrat beschlossen werden. Auch nach 
deren Verabschiedung auf EU-Ebene gibt es allerdings 
noch viele, auf Ebene der Mitgliedstaaten zu klärende Fra-
gen, wie z.B. die Geschwindigkeit der Einbeziehung in das 
deutsche Kombimodell oder die Frage, wem die Zahlungs-
ansprüche im Falle von verpachteten Quoten zustehen. 
3.1 Zukünftige Finanzierung 
Nach langen Streitigkeiten haben sich die EU-Mitglieds-
länder am 19. Dezember 2005 in Brüssel auf einen Finanz-
rahmen für den Zeitraum 2007-2013 geeinigt. Beschlossen 
wurde für diesen Zeitraum eine Ausgabenobergrenze von 
862,4 Mrd. €
1 an Mitteln für Ausgabenverpflichtungen, was 
1,045 % des Bruttonationaleinkommens der EU entspricht. 
Der Finanzrahmen bezieht sich auf die Europäische Union 
mit 27 Mitgliedsländern, wobei davon ausgegangen wird, 
dass Bulgarien und Rumänien der Union 2007 beitreten 
werden. 
Die Kommission hatte ursprünglich ein Gesamtvolumen an 
Verpflichtungsermächtigungen von 1  025  Mrd.  € vorge-
schlagen. Dies hätte eine deutliche Ausgabensteigerung von 
2006 bis 2013 schrittweise um insgesamt 31 % auf dann 
158 Mrd. € bedeutet. Dieser Vorschlag war heftig umstrit-
ten. Während die Kommission die Notwendigkeit dieses 
Finanzvolumens angesichts der Erweiterung der Gemein-
schaft und neuer Aufgaben für die Union unterstrich und 
eine Mehrzahl der Mitgliedsländer diese Ausweitung des 
Haushalts begrüßte, sind sechs große Nettozahler – 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, die Niederlande, 
Schweden und Österreich – mit dem Ziel einer Begrenzung 
des Budgets auf maximal 1 % des Bruttonationaleinkom-
mens in die Verhandlungen gegangen. Insbesondere Groß-
britannien pochte auf eine stärkere Haushaltsbegrenzung 
und verband mit einer möglichen Mittelaufstockung über 
die 1%-Grenze die Forderung nach einer Überprüfung   
der EU-Ausgaben und insbesondere der Agrarausgaben 
(KIRSCHKE et al., 2005a). An dieser Haltung scheiterte im 
Juni 2005 eine Einigung unter der Ratspräsidentschaft Lu-
xemburgs. Nachdem Tony Blair unter der britischen Rats-
präsidentschaft für die Sitzung des Europäischen Rats zu-
nächst einen Finanzrahmen von knapp 850 Mrd. € vorge-
schlagen hatte, kam am 19. Dezember 2005 die Einigung 
auf 862,4 Mrd. € zustande. 
Der für die Landwirtschaft beschlossene Finanzrahmen fin-
det sich nach der neuen Haushaltssystematik in der Rubrik 
2 (Nachhaltige Bewirtschaftung und Schutz der natürlichen 
Ressourcen). Die veranschlagten Ausgaben belaufen sich 
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für den Zeitraum 2007 bis 2013 auf insgesamt 371,2 Mrd. €, 
wovon 291,2  Mrd.  € für marktbezogene Ausgaben und 
Direktzahlungen vorgesehen sind. Diese Summe entspricht 
damit dem auf der Tagung des Europäischen Rats im Okto-
ber 2002 vereinbarten Umfang. In diesem Punkt hat sich 
folglich die „französische Linie“ durchgesetzt, diesen Be-
schluss nicht zu ändern. Allerdings wurde zusätzlich ver-
einbart, dass es im Ermessen der Mitgliedsstaaten liegen 
soll, im Rahmen der Obergrenze zusätzlich Beträge bis zu 
höchstens 20 % der ihnen für marktbezogene Ausgaben und 
Direktzahlungen zustehenden Beträge auf Programme der 
ländlichen Entwicklung zu übertragen. Der Europäische Rat 
bittet die Kommission, Einzelheiten für einen solchen 
Transfer vorzuschlagen. 
Für die Entwicklung des ländlichen Raums sind nach dem 
Ratsbeschluss 69,8  Mrd.  € vorgesehen. Das ist gegenüber 
dem ursprünglichen Kommissionsvorschlag von knapp 
90  Mrd.  € eine deutlich geringere Summe. Von dem be-
schlossenen Betrag sollen mindestens 33 Mrd. € den zehn 
neuen Mitgliedsstaaten sowie Bulgarien und Rumänien 
zugewiesen werden. 
Damit bleibt die Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik in 
Richtung einer Förderung des ländlichen Raums zum Min-
desten in der Finanzausstattung hinter den hochgesteckten 
Erwartungen zurück. Die Finanzierung der Markt- und 
Preispolitik wird zunächst nicht angetastet. Allerdings ist 
über diese Zahlen hinaus ein weiterer Beschluss des Euro-
päischen Rats vom 19. Dezember 2005 von vielleicht grö-
ßerer Bedeutung: So kam der Rat überein, dass die EU zu 
2008/2009 eine umfassende, die Einnahmen- und die Aus-
gabenseite einschließende Neubewertung des Finanzrah-
mens durchführen soll. Er fordert die Kommission auf, eine 
weitreichende Überprüfung vorzunehmen, „die sämtliche 
Aspekte der EU-Ausgaben, einschließlich der GAP, und der 
Eigenmittel, einschließlich der Ausgleichszahlung an das 
Vereinigte Königreich, abdeckt“ (RAT DER EUROPÄISCHEN 
UNION, 2005c). Es ist offensichtlich, dass damit das Thema 
„Agrarsubventionen“ erneut in den Vordergrund rücken 
und die künftige Finanzierung der EU-Agrarpolitik auf dem 
derzeitig beschlossenen Niveau offen ist. Dieser Beschluss 
ist vor allem das Ergebnis der britischen Forderung nach 
einer Neustrukturierung des EU-Haushalts und Senkung der 
Agrarausgaben (DEFRA, 2005). 
Am 25. November 2005 hat der Wissenschaftliche Beirat 
„Agrarpolitik, nachhaltige Landbewirtschaftung und Ent-
wicklung ländlicher Räume“ beim BMELV zu aktuellen 
Fragen der EU-Finanzen und des EU-Agrarhaushalts Stel-
lung genommen (WISSENSCHAFTLICHER  BEIRAT, 2005). 
Der Beirat begrüßt im Grundsatz die neue Diskussion über 
die künftige Struktur des EU-Haushalts, rät jedoch von 
einer vorschnellen Verschiebung finanzieller Akzente ohne 
eine grundlegende Überprüfung der Frage, welche Aufga-
ben künftig am besten auf der EU-Ebene und welche am 
besten auf der Ebene der Mitgliedsstaaten bzw. der Regio-
nen zu gestalten sind, ab. Der Ratsbeschluss vom Dezember 
2005 könnte der Auftakt für eine solche grundlegende Dis-
kussion sein. Der Beirat empfiehlt, sich der Grundsatzfrage 
nach dem Sinn einer sektoral ausgerichteten Einkommens-
politik auf EU-Ebene zuzuwenden. Nach seiner Auffassung 
sollten Maßnahmen, die allein einkommenspolitisch be-
gründet sind, entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip in der 
nationalen Steuer- und Sozialpolitik angesiedelt werden 
und nicht auf der EU-Ebene. Auch sei eine langfristige 
Aufrechterhaltung der bisherigen Direktzahlungen mit dem 
pauschalen Verweis auf gesellschaftliche Leistungen nicht 
tragfähig zu begründen. Der Beirat empfiehlt, umwelt- und 
tierschutzpolitische Anreizsysteme grundsätzlich in der 2. 
Säule zu verankern und dort in geeigneter Form auszubau-
en. Dem Ausbau der 2. Säule käme auch die Rolle zu, ge-
sellschaftlich unerwünschten Entwicklungen entgegenzu-
wirken, die durch die Entkopplung und den Abbau der 
Direktzahlungen ausgelöst werden können. Aus Gründen 
des Vertrauensschutzes und der Planungssicherheit sollten 
die Direktzahlungen bis zur Halbzeitbewertung 2008/2009 
nicht über die bereits beschlossene Modulation hinaus ab-
gebaut werden. Mit der Halbzeitbewertung sollte dann ein 
Abbaupfad klar vorgezeichnet werden. Der Beschluss des 
Europäischen Rats vom 19. Dezember 2005 würde eine 
solche Perspektive ermöglichen. 
3.4 Erweiterung der EU  
Die EU verfolgt weiterhin einen Erweiterungskurs. Im 
April 2005 hat das Europäische Parlament dem Beitritt von 
Bulgarien und Rumänien zum 01. Januar 2007 zugestimmt, 
und die Beitrittsverträge wurden am 25. April 2005 unter-
zeichnet. Jedoch wird in den zuletzt vorgelegten Berichten 
zum Fortschritt dieser beiden Länder auf den Beitritt fest-
gestellt (EUROPÄISCHE KOMMISSION, 2005c,d), dass gerade 
im landwirtschaftlichen Sektor noch erhebliche Anstren-
gungen notwendig sind, insbesondere bei der Errichtung 
der Zahlstellen und dem Aufbau des integrierten Verwal-
tungs- und Kontrollsystems sowie im Bereich der Veteri-
närkontrollsysteme.  
In einer Klausel im „Act of Accession“ (Art. 39, EUROPÄI-
SCHE  KOMMISSION, 2005e) wird explizit formuliert, dass 
auf Vorschlag der Kommission und nach einstimmigem 
Beschluss im Rat entschieden werden kann, den Beitritt um 
ein Jahr auf den 01. Januar 2008 zu verschieben. Dies kann 
geschehen, sofern ein ernstes Risiko festgestellt wird, dass 
diese Länder den Anforderungen an eine Mitgliedschaft 
nicht entsprechen. Im Frühjahr 2006 soll daher die Lage in 
beiden Ländern nochmals überprüft werden (AGRA-
EUROPE, 2005c). 
Im Oktober 2005 haben die Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei und Kroatien begonnen. Außerdem verabschiedete 
die EU eine Erweiterungsstrategie für die potentiellen Kandi-
datenländer Albanien, Bosnien-Herzegowina, Serbien und 
Montenegro; für Mazedonien wurde empfohlen, den Status 
als Beitrittsland auszusprechen (AGRA-EUROPE, 2005d). 
3.5 Vereinfachung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
der EU 
Eine Vereinfachung der GAP der EU ist schon länger in der 
Diskussion. Verschiedene Reformansätze, so z.B. die Re-
form der Politik der 2. Säule oder die Reform der Zucker-
marktordnung, verbinden mit inhaltlichen Veränderungen 
auch technische Vereinfachungen der Politik (z.B. Ände-
rungen der Verwaltungsverfahren). Im Oktober 2005 legte 
die Kommission eine Mitteilung über die „Verbesserung 
und bessere Rechtssetzung in der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik“ vor, in der es ausschließlich um eine technische Ver-
einfachung der GAP geht, ohne den bestehenden Politik-
rahmen zu ändern (EUROPÄISCHE  KOMMISSION, 2005f).   
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Agrarvorschriften und eine einheitliche gemeinsame Markt-
organisation für alle Agrarerzeugnisse von der Kommission 
vorgeschlagen. 
Bei der Bereinigung der Agrarvorschriften sollen mit Hilfe 
eines „Rechtsaudits“ z.B. unnötige Vorschriften gestrichen 
bzw. durch horizontale Bestimmungen ersetzt werden oder 
gegebenenfalls in bestimmten Fristen auslaufen. Es ist be-
absichtigt, die nach den aktuellen Reformprozessen in der 
EU noch verbleibenden 21 gemeinsamen Marktorganisatio-
nen (GMO) in einer einzigen Marktorganisation zusam-
menzufassen. Die Regelungen für die Intervention, die 
private Lagerhaltung, Einfuhrzollkontingente, Ausfuhrer-
stattungen und andere klassische Instrumente der Marktpo-
litik können so harmonisiert werden. Im Ergebnis soll eine 
einfachere Rechtsstruktur in der 1. Säule der GAP erreicht 
werden. Dabei wird ein schrittweises Vorgehen vorgeschla-
gen: Zunächst sollen die GMO einbezogen werden, die in 
nächster Zeit nicht wesentlich geändert werden, zu einem 
späteren Zeitpunkt werden auch die Marktordnungen ein-
bezogen, bei denen die EU gegenwärtig Reformvorhaben 
plant. Zu letzteren gehören die Marktordnungen für Wein, 
Bananen sowie Obst und Gemüse, für die die EU in 2006 je 
einen Legislativvorschlag plant (AGRA-EUROPE, 2005e). 
Die Kommission will im kommenden Jahr einen entspre-
chenden Aktionsplan vorlegen und eine Konferenz zu die-
sen Vereinfachungsfragen veranstalten, um eine breite 
Beteiligung der Mitgliedsländer und aller sonstigen Betrof-
fenen zu ermöglichen.  
4. Agrarpolitische Entwicklungen  in 
Deutschland 
Nach dem Amtsantritt der neuen Bundesregierung im No-
vember 2005 ist Horst Seehofer als Bundesminister für die 
Agrar-, Ernährungs- und Verbraucherpolitik in Deutschland 
zuständig. Verbunden mit dem Amtsantritt war eine Umbe-
nennung des Ministeriums in Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV). 
Ob mit der Namensänderung auch eine neue programma-
tische Schwerpunktsetzung verbunden ist, bleibt abzuwar-
ten. Nach einer ersten Aussage der neuen Bundesregierung 
soll es „keine nationalen deutschen Alleingänge“ mehr 
geben. Die Bundesregierung plädiert für eine „eins zu 
eins“-Umsetzung europäischen Rechts in nationales Recht 
(AGRA-EUROPE, 2005f), womit wohl gemeint ist, dass deut-
sche Landwirte keine höheren Produkt- und Prozessstan-
dards erfüllen müssen als ihre europäischen Kollegen. Im 
Jahr 2005 stand in der nationalen Agrarpolitik die Umset-
zung der Agrarreform im Vordergrund; zudem sind einige 
vereinigungsbedingte Probleme im Agrarbereich geklärt 
worden. 
4.1 Umsetzung der Agrarreform  
Seit dem 1. Januar 2005 hat in Deutschland die Umsetzung 
des nach den Luxemburger Reformbeschlüssen entwickel-
ten Kombimodells für die entkoppelten Direktzahlungen 
begonnen. Alle Anspruchsberechtigten hatten bis zum 17. 
Mai 2005 ihre Förderanträge bei den zuständigen Stellen 
einzureichen. Die Bearbeitung dieser Anträge ist noch nicht 
so weit fortgeschritten, dass man etwas über die endgültige 
Höhe der regionalen Flächenprämien für Acker- und Grün-
land sagen kann. Geplant war jedoch eine endgültige Fest-
setzung der Höhe der Zahlungsansprüche bis 31. Dezember 
2005. Um die Liquiditätslage der Betriebe nicht zu be-
lasten, wurde in Verhandlungen mit der Europäischen 
Kommission die Möglichkeit einer Teilzahlung der Be-
triebsprämien noch im Jahr 2005 vereinbart. Für diese Teil-
zahlung wird eine Größenordnung von 80 % der zu erwar-
tenden Betriebsprämien angestrebt, und die Bundesländer 
sind in der Verantwortung, die notwendigen administra-
tiven Voraussetzungen zu schaffen (BMVEL, 2005). 
Das Saarland, das im Gesetzgebungsprozess dem für 
Deutschland vorgesehenen Kombinationsmodell zustimm-
te, hat im Juli 2005 gegen diese Regelung beim Bundesver-
fassungsgericht eine Normenkontrollklage eingereicht. 
Diese Klage wird insbesondere mit der Tatsache begründet, 
dass auch nach der ab 2010 beginnenden Abschmelzung 
regional unterschiedlich hohe Betriebsprämien je ha gezahlt 
werden. Damit gäbe es „eben keine bundeseinheitliche 
Förderung, sondern eine lediglich auf die einzelnen Bun-
desländer („Regionen“) bezogene einheitliche Förderhöhe“, 
und es würde „durch Hoheitsakt des Bundes eine länderbe-
zogene Ungleichbehandlung von in vergleichbarer Situation 
befindlicher Gewaltunterworfenen des Bundes geschaffen“. 
Hierin wird eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
gesehen (vgl. WENDT, 2005: 16). Eine Entscheidung zu 
dieser Klage liegt noch nicht vor.  
4.2 Altschuldenregelung 
Nachdem im Jahr 2004 die gesetzlichen Grundlagen zur 
endgültigen Ablösung der Altschulden ehemaliger Land-
wirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften geschaffen 
worden sind, begann 2005 der Umsetzungsprozess für diese 
Regelung. Die Antragsfrist für die betroffenen Unter- 
nehmen lief vom 1. Dezember 2004 bis zum 31. August 
2005. Wie im Landwirtschaftsaltschuldengesetz (§ 9, Abs. 1) 
gefordert, beauftragte das Bundesministerium der Finan-
zen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft die 
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) mit 
der Wahrnehmung der Interessen des Bundes in diesem 
Prozess.  
Eine wesentliche Grundlage des Ablöseverfahrens war die 
Einschätzung der wirtschaftlichen Entwicklung der land-
wirtschaftlichen Unternehmen. Laut Landwirtschaft-
Altschuldenverordnung ist die Prognose der zukünftigen 
Ertragsentwicklung des antragstellenden Unternehmens im 
Vergleich zur historischen Ertragsentwicklung, aber auch 
im Vergleich zur Entwicklung vergleichbarer Unternehmen 
in der betreffenden Region eine wesentliche Grundlage zur 
Beurteilung der Angemessenheit der von den Unternehmen 
unterbreiteten Ablöseangebote. Der Prognosezeitraum für 
die Unternehmen umfasste das in 2004 beginnende Ge-
schäftsjahr und die darauf folgenden vier Jahre. In dieser 
Prognose war der nach einkommens- und körperschafts-
steuerrechtlichen Vorschriften ermittelte Gewinn zu prog-
nostizieren, der in die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
zur Bestimmung des Ablösebetrages für die landwirtschaft-
lichen Altschulden einfloss. Die BVVG und die beteiligten 
Banken erarbeiteten dazu einheitliche Bewertungsmaßstäbe 
für die von den Unternehmen vorgelegten Ertragsprogno-
sen. Teil der Entwicklung dieser “Wertungskriterien“ war 
ein im Auftrag der BVVG erstelltes Gutachten zur „Ent-
wicklung landwirtschaftlicher Produkt- und Faktormärkte Agrarwirtschaft 55 (2006), Heft 1 
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und landwirtschaftlicher Unternehmen in den neuen Bun-
desländern für die Jahre 2004 bis 2008/09“ (KIRSCHKE et 
al., 2005b). Mit der Veröffentlichung der Wertungskriterien 
wurde für alle Beteiligten Transparenz geschaffen über das 
grundsätzliche Vorgehen und die konkreten Vergleichsgrö-
ßen, die zur Beurteilung der Ablöseangebote herangezogen 
werden (vgl. http://www.bvvg.de).  
Von den noch mit Altschulden belasteten 1 351 Landwirt-
schaftsunternehmen in den neuen Bundesländern haben 
1 221 einen Antrag auf Ablösung der Altschulden gestellt. 
Damit haben nur 10 % der betroffenen Unternehmen dieses 
Angebot nicht angenommen. Nach Informationen der 
BVVG reichen die in den Anträgen angebotenen Ablöse-
quoten von 5 % bis 80 % der Gesamt-Altschuldensumme. 
Die Zielstellung der beteiligten Banken und der BVVG ist 
es, bis zum Jahresende 2006 alle Ablöseanträge abschlie-
ßend zu bearbeiten (BVVG, 2005). 
4.3 Entscheidungen des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte zur Bodenreform 
Im Jahr 2005 wurden vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) zwei Entscheidungen im Zu-
sammenhang mit Konfliktfällen getroffen, die ihren Ur-
sprung in der Bodenreform und der Wiedervereinigung der 
beiden deutschen Staaten haben und die möglicherweise 
dieses Kapitel deutscher Agrargeschichte endgültig ab-
schließen. In einem Verfahren haben durch die Bodenre-
form von 1945 bis 1949 enteignete Alteigentümer bzw. 
deren Erben sowie zwischen 1949 bis 1990 in der DDR 
rechtsstaatswidrig Enteignete vor dem Gerichtshof geklagt; 
im anderen Fall waren es Erben von Neubauern, also von 
Begünstigten der Bodenreform.  
Im letzteren Fall geht es um die Erben von Neubauern, die 
die betreffenden Grundstücke noch zu DDR-Zeiten geerbt 
hatten, aber selbst nicht mehr in der Landwirtschaft tätig 
waren. Nach geltendem DDR-Recht hätten diese Grundstü-
cke zurück an den Bodenfonds fallen müssen. In den Fäl-
len, in denen das versäumt worden ist, wurde dieser Sach-
verhalt durch das 2.  Vermögensrechtsänderungsgesetz 
korrigiert und den Erben dadurch dieses Eigentum entzo-
gen. Die entsprechende Fläche von ca. 100 000 ha wurden 
in der Regel Eigentum der neuen Bundesländer (BMJ, 
2004a, b). Zu diesem Sachverhalt erging ein erstes Urteil 
des EGMR bereits am 22.01.2004 („Neubauern-Urteil“), in 
dem festgestellt wurde, dass das Eigentumsrecht der Be-
schwerdeführer durch die entschädigungslose Entziehung 
von Grundstücken verletzt worden ist (EGMR, 2004). Ge-
gen diese Entscheidung hat die Bundesregierung 
Rechtsmittel eingelegt und beantragt, die Entscheidung an 
die Große Kammer des Gerichtshofs zu überweisen. Ziel 
war es, aufgrund der Bedeutung der Bodenreformfragen für 
Deutschland eine letztinstanzliche Entscheidung zu errei-
chen (BMJ, 2004c). Am 30. Juni 2005 erging das endgülti-
ge Urteil der Großen Kammer des EGMR (EGMR, 2005a): 
Die Beschwerden der Erben von Neubauern wurden zu-
rückgewiesen. Die Große Kammer kam zu dem Urteil, dass 
die Eigentumsrechte der Beschwerdeführer nicht verletzt 
worden sind. Damit bleibt das Vorgehen der Bundesregie-
rung in diesen Fällen rechtens.  
Im zweiten im Zusammenhang mit der Bodenreform ergan-
genen Urteil des EGMR ging es um Beschwerden gegen 
das Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz vom 
27. September 1994 (EALG). Streitfall in dieser Angele-
genheit war die Frage, wie den in der Bodenreform von 
1945 bis 1949 (in einigen Fällen auch zwischen 1949 und 
1990) Enteigneten Entschädigung bzw. Ausgleich zu leisten 
war. Alle Beschwerdeführer hatten nach den Regeln des 
EALG keinen Anspruch auf Rückübertragung der enteigne-
ten Vermögenswerte, erhielten aber Entschädigungs- bzw. 
Ausgleichsleistungen. Klagen in dieser Frage vor dem 
Bundesverfassungsgericht waren bereits im Jahr 2000 zu-
rückgewiesen worden. Der EGMR stellte fest, dass in die-
ser Frage keine Zuständigkeit vorliegt, und wies die Klage 
zurück. In der Entscheidung des EGMR wird insbesondere 
betont, dass „sobald sich ein Staat entschließt, die Folgen 
von von ihm nicht begangenen, mit den demokratischen 
Grundprinzipien nicht zu vereinbaren Handlungen zu besei-
tigen, ... er zur Umsetzung dieser Politik einen weiten Er-
messenspielraum“ besitzt (EGMR, 2005b: 3). Damit kön-
nen Alteigentümer nun endgültig nicht mehr mit einer 
Rückgabe ihrer enteigneten Vermögenswerte bzw. nicht mit 
einer höheren Entschädigungs- und Ausgleichsleistung 
rechnen. Das historisch einmalige Kapitel der Bodenreform 
in Deutschland dürfte somit endgültig geklärt sein, wenn 
auch sicherlich nicht zur Zufriedenheit aller Beteiligten. 
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